Christian Vogt, Aktion 17. Juli, Im Großen Ramsee 4, 65428 Rüsselsheim, info@ob-vogt.de
Ver.di-Vertrauensleutevorstand

Bei der Stadtverwaltung und den städtischen Betriebshöfen Rüsselsheim

C/o Jürgen Johann, Personalbüro, Mainzer Str. 9 1/1o 65428 Rüsselsheim

Rüsselsheim, den 16.06.2005

Sehr geehrte Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen,

ihrer Bitte zu den Wahlprüfsteinen eine Stellungnahme abzugeben, komme ich gerne nach. Ich hoffe, dass sie in der kurzen Sichtungszeit die Möglichkeit haben, die Eingänge zu prüfen, sie zu bewerten und sie ihren Mitgliedern ungekürzt zur Verfügung zu stellen, damit sowohl die unvoreingenommene Meinungsfindung aller Mitglieder zur Oberbürgermeisterwahl gewährleistet ist, als auch sie den basisdemokratischen Strukturen ihrer Organisation gerecht werden können.

Vorab habe ich einige Bemerkungen zu machen:

1. Rüsselsheim braucht dringend einen Schub in Sachen Stadtentwicklung. Wenn es die Stadt nicht schafft in der folgenden Oberbürgermeisterlegislatur wichtige Räder in Bewegung zu setzen, die eine Aufwertung der Profilbildung in Sachen städtische Identität zur Folge haben, wird die Stadt Rüsselsheim in ihren Problemen ersticken.

2. Um dieses Ziel zu erreichen, gehe ich davon aus, dass alle MitarbeiterInnen an einem Strang ziehen. Nur durch die motivierte Mithilfe der Verwaltung, auch und gerade der ver.di - Mitglieder wird es möglich sein, Rüsselsheim zu dem zu machen, was Rüsselsheim zusteht.

3. Der Magistrat und die Stadtverordnetenversammlung haben in den letzten Jahren viele Anstrengungen unternommen, um die Handlungsfähigkeit der Organe aufrecht erhalten zu können. Als Stadtverordneter stehe ich zu den gefassten Beschlüssen. Das Konsolidieren geschieht nicht aus Selbstgefälligkeit sondern ist eine Frage der Generationengerechtigkeit. Auch mit ihrer Hilfe wurde es möglich den Verwaltungshaushalt so zu kürzen, dass wichtige Versorgungseinheiten in ihrem Fortbestand nicht gefährdet sind.

4. Durch viele Gespräche mit Rüsselsheimer Bürgerinnen und Bürger im Rahmen meiner Kandidatur habe ich die Erfahrung gemacht, dass viele Menschen ein negatives Bild der Rüsselsheimer Verwaltung haben. Dieses gehört mit Hilfe aller korrigiert. 

5. Da sie die Finanzierbarkeit ihrer Forderungen offen lassen, fordere ich sie auf, keinen Alleingang zu unternehmen, sondern sich mit Politik, Magistrat und Amtsleitung an einen Tisch zu setzen, wie wir die von uns allen eingeforderte Qualität unserer Arbeit im gegebenen finanziellen Rahmen gewährleisten können. 

Forderung der Beschäftigten des Stadttheaters:

Die Nachfrage nach ästhetischer und ethischer Erziehung, nach Kunst und Wissenschaft, nach Kultur wird zunehmend größer. Rüsselsheimer Kulturpolitik hat den Auftrag, dem Leben der Bewohner eine moralisch und ästhetisch tragfähige Kontur zu geben, denn in Gesellschaft und Ökonomie des 21. Jahrhunderts wird sich der Mensch nur dann behaupten können, wenn er über mehr verfügt als ökonomisch unmittelbar verwertbares Spezialwissen. Meine Kulturpolitik dient auch der Identifikation der Bürgerinnen und Bürger mit der Stadt. Ich werde daher den Ausbau des Rüsselsheimer Kulturlebens in den Vordergrund meiner Arbeit rücken. 

„Der unproduktive Streit um die Betriebsform des Theaters wird von mir im Einvernehmen mit der Belegschaft sofort beendet. Um die Zukunft des Hauses nicht zu gefährden werde ich daran arbeiten, dass verstärkt die Jugend ins Haus geholt wird. Dies geschieht auch durch die Einrichtung eines Jugend- und Laienensembles.“

Damit kennen sie meine Ziele. Wenn ich diese mit ihren Zielen, wie sozial verträgliche Eintrittspreise, breit gefächerte und vielfältiges Programm, Kindertheater, Nutzung durch Vereine, Initiativen und Schulen gegenüber stelle komme ich zu der Auffassung, dass wir gemeinsame Ziele verfolgen. 

Deswegen sollten wir uns zusammen setzen, um aus dem Budget, das uns die Stadtverordnetenversammlung zur Verfügung stellt, das beste zu machen, damit das Rüsselsheimer Stadttheater die Bevölkerung in Sachen Kunst und Kultur weiterhin bereichert und emanzipiert.

Deshalb ist es mir ein Rätsel, wie über die Köpfe der Beschäftigten hinweg Zukunftsentscheidungen über das Theater getroffen werden können, gerade wie die, eine Betriebsformänderung anzustreben. 

Dieser Schnellschuss, der aus den Geldverschiebungen von Theater zu den Opelvillen entstanden ist, gehört revidiert. Ferner ist es nicht erklärbar, wieso dieser Konflikt auf diese Weise auf dem Rücken derer ausgetragen wird, die am meisten Sachkenntnis über das Theater haben, die jederzeit für den laufenden Betrieb den Kopf hinhält nämlich die Belegschaft. Sie werden jetzt von dem Ausschluss aus dem öffentlichen Tarif bedroht, während andere nun andere Funktionen in anderen Bereichen ausführen und eben nicht weniger verdienen.

Wahlprüfsteine Musikschule:

Die Nachfrage nach ästhetischer und ethischer Erziehung, nach Kunst und Wissenschaft, nach Kultur wird zunehmend größer. Rüsselsheimer Kulturpolitik hat den Auftrag, dem Leben der Bewohner eine moralisch und ästhetisch tragfähige Kontur zu geben, denn in Gesellschaft und Ökonomie des 21. Jahrhunderts wird sich der Mensch nur dann behaupten können, wenn er über mehr verfügt als ökonomisch unmittelbar verwertbares Spezialwissen. Meine Kulturpolitik dient auch der Identifikation der Bürgerinnen und Bürger mit der Stadt. Ich werde daher den Ausbau des Rüsselsheimer Kulturlebens in den Vordergrund meiner Arbeit rücken. 

Kulturelles Leben braucht anziehende und bereichernde Orte. Ich werde daher für eine Zusammenführung der Festung, der Opel-Villen, des Palais Verna, des Stadtparks, des Schäfergassenviertels, des Kulturzentrums „das Rind“ sowie das Mainvorland zu einer Kulturmeile „Achse der Muse“ sorgen, in der vielfältige kulturelle und künstlerische Aktivitäten angeboten werden.

Die Förderung des Jazz ist eine der Stärken dieser Stadt. Diese gehört ausgebaut. Ich werde deshalb den Auszug des Ordnungsamtes aus dem Palais Verna veranlassen und dort die Musikschule ansiedeln, die mit einem Konservatorium für Jazz- und Populärmusik ergänzt wird.

Sie werden wissen, dass ich ein Kenner der Musikschule bin. Deshalb habe ich ein solches Vertrauen in die Leitung und MitarbeiterInnen, dass hier der Ort in der Verwaltung ist, in dem noch Arbeitsplätze geschaffen werden. Mit der Einbindung in die „Achse der Muse“ stehen in nächster Umgebung viele Probebühnen zur Verfügung, die so miteinander vernetzt werden. Allein durch die bereichernde Lage wird die Musikschule zu einem wichtigen Anziehungspunkt.

Es muss sicher gestellt sein, dass die Bezahlbarkeit der Kurse kein Ausschlusskriterium sein kann. Deshalb müssen Gebühren sozial gestaffelt sein. Das Ende der Gebührenschraube ist erreicht. 

Die Zeiten, in denen die Ordnungsbehörde im schönsten Gebäude der Stadt residierten, sind außerhalb Rüsselsheims schon längst vorbei. Hier haben wir Nachholbedarf. Das Ordnungsamt wir in ein Stadtbüro in der zentralen städtischen Mitte überführt. Auch das Ordnungsamt sowie die MitarbeiterInnen erfahren somit einen Bedeutungszuwachs.

Wahlprüfstein Bäderbereich:

Es existiert ein Antrag auf Betriebsformänderung im Bereich der städtischen Bäder. Ich bin bereit mich für den Erhalt und Verbleib der Bäder bei der Stadtverwaltung einzusetzen, wenn Wirtschaftlichkeit nicht über Schließzeiten definiert wird.

Die Benutzer dürfen nicht ausgeschlossen werden, sie wollen schwimmen. Auch über eine Ausweitung des Badebetriebes durch Veranstaltungen muss mit der kooperationswilligen Betriebsleitung geredet werden. 

Wahlprüfstein für Betreuungsschule:

Bildung ist in einer Wissensgesellschaft der entscheidende Rohstoff. Deshalb ist es auch die Aufgabe der Kommune, für ein Schul- und Betreuungsangebot zu sorgen, in dem Kinder und Jugendliche gerne leben und in dem Eltern, Lehrer, Erzieher, Politiker, Kinder und Jugendliche vertrauensvoll zusammenarbeiten.

Wir alle müssen daran arbeiten, dass Chancengleichheit statt Selektion sichergestellt ist. Ich bin mir darüber im klaren, dass dies alles nur mit einem entsprechendem Raumkonzept und einem verlässlichem Betreuungsschlüssel zu gewährleisten ist. Durch die Umwandlung in eine Ganztagsangebotsschule sind in diesem Bereich Veränderungen notwendig, die alle Beteiligte zusammen gehen müssen. Die Entwicklungsperspektiven der Kinder und Jugendlichen müssen hierbei im Vordergrund stehen.

Um die Innovationsprojekte finanzieren zu können schlage ich die einprozentige Bildungsdividende vor.

Wahlprüfsteine des Jugendamtes:

Die Koste für die Hilfe zur Erziehung steigen ins Uferlose und belasten den städtischen Haushalt über die Maße hinaus. In meiner parlamentarischen Tätigkeit wurde ich nicht müde, dies immer wieder zum Thema zu machen. Daher ist es unablässig, dass das Jugendamt vor Ort ist und entsprechend ausgestattet ist, damit die Heimeinweisung der letzte Schritt ist. Eine funktionierende Präventionsarbeit und ein funktionierendes Netz von Hilfeeinrichtungen ist unablässig.

Eine zuverlässige Jugendhilfe ist nur über das Vorhalten von Personal zu gewährleisten. Mir fehlt der politische Wille hier Alternativen zum bestehenden System aufzuzeigen. Ein Mehr an Personal heißt ein weniger an Fällen. Das Akquirieren von Pflegefamilien ist arbeits- und betreuungsintensiv. Durch eine gezielte Prävention, die auch personalintensiv ist, können wir den städtischen Haushalt sogar entlasten. Ein ausgedünntes Jugendamt provoziert Heimerziehung.

Wahlprüfstein der Jugendpflege:

Durch einen Besuch im Jugendhaus Dicker Busch konnte ich mir selbst ein Bild von der erfolgreichen Arbeit der MitarbeiterInnen der Jugendpflege machen. Das Berufsbild des Jugendpflegers hat sich durch Ausbildungs- und Lehrstellenmangel in den letzten Jahren verschoben. Durch die gute Ausstattung mit Technik und Personal ist die Jugendpflege der Stadt Rüsselsheim in der Lage, diesen neuen Anforderungen gerecht zu werden. Es ist nicht meine Meinung, an diesen Zuständen etwas zu verändern, denn nur so ist der Betrieb gewährleistet. Durch die Personalausstattung ist die Belegschaft in der Lage, Netzwerke mit anderen Hilfeeinrichtungen einzugehen und sich dem Stadtteil zu öffnen. Sie erfährt dadurch eine größere Akzeptanz und kann beispielhaft auf die Wünsche und Bedürfnisse der Kinder- und Jugendlichen eingehen. 

Wahlprüfstein der ErzieherInnen

Ihr Text ist mit Chancengleichheit durch Bildung unterschrieben. Diese Chancengleichheit ist dann gewährleistet, wenn wir den Zugang zur Kindertagestätte für alle Eltern mit den verschiedensten Gehaltsstufen gewährleisten.

Da die Rüsselsheimer Kitas in Stadtteilen mit verschiedenen Bevölkerungsstrukturen liegen, brauchen wir unterschiedliche Programme. Wir können nicht eine zentrale Schablone über die Rüsselsheimer Kitalandschaft legen. Ich werde mich dafür einsetzen, dass Kitas ihr eigenes Profil gemeinsam entwickeln um den Problemlagen vor Ort gerecht zu werden.

Die Formel heißt Partizipation. In den letzten Jahren ist das Handbuch in einer gemeinsamen Arbeit mit Verwaltung, ErzieherInnen und Eltern entstanden. Es ist ein Rätsel, warum dieses für die Kitalandschaft so wichtiges Werk in der berühmten Schublade verstaubte. Hier sind die Qualitäten fest gelegt, die gelten sollten. Für mich ist dieses Buch die geltende Bildungsvereinbarung, die mit Eintritt in die Kitaerziehung von Eltern, ErzieherInnen, Politik und Verwaltung unterschrieben werden muss. Nach einem Jahr ist dann zu evaluieren, ob die Bildungsvereinbarung eingehalten wird.

Was wir also brauchen ist vor allem Verlässlichkeit, denn Eltern geben naturgemäß ihre Kinder nur ungern in fremde Hände. Allerdings erfordert es die derzeitige konjunkturelle Lage. Erst wenn wir uns über die Qualitäten verständigt haben, können wir an die Gebührenschraube lockern. Die Senkung der Gebühren basiert nicht auf dem Vorschlag des Elternbeirats sondern ist ein Wahlversprechen der Koalition. Für mich macht ein solcher Beschluss zur derzeitigen Zeit keinen Sinn, da noch nicht klar ist, wo das Geld an anderer Stelle eingespart werden soll.

Bevor wir 30% billiger werden, müssen wir 30% besser werden. Ich schließe mich den ErzieherInnen an, die auf dem Kitatag gesagt haben, wir brauchen vor allem Geduld, Zeit und Wärme.

Wahlprüfstein für die Schulsekretariate 

Bildung ist in einer Wissensgesellschaft der entscheidende Rohstoff. Deshalb ist es auch Aufgabe der Kommune, für ein Schulangebot zu sorgen, in dem Kinder und Jugendliche gerne lernen und in dem Eltern, Lehrer und Schüler vertrauensvoll zusammenarbeiten. Schüler, Lehrer, Eltern und Großeltern brauchen ein gefestigtes Vertrauen in Rüsselsheimer Bildungseinrichtungen. Um eine stärkere Akzeptanz des Bildungssystems zu erlangen, müssen wir Bildung als gesamtgesellschaftliche Aufgabe betrachten. Es hilft nicht weiter, wenn Schüler auf Lehrer schimpfen, wenn Lehrer auf Eltern schimpfen, wenn die Wirtschaft auf Lehrer und die Schüler schimpft, wenn Großeltern sagen, früher war alles besser. Wir alle müssen daran arbeiten, vertrauen herzustellen.

Schulinnovation

Rüsselsheim braucht innovative Schulen, in der neue pädagogische Konzepte gelehrt werden. Der Haushaltstitel „Öffnung von Schulen“ gehört aufgestockt. Mit diesem Geld sollen die Schulen in die Lage versetzt werden, sich den Rüsselsheimer Vereinen und Stadtteilen zu öffnen und deren Angebote und Kompetenzen in den Schulalltag zu integrieren. Kultur- und Sportamt werden beauftragt, die Angebote der Vereine mit den Bedürfnissen der Schulen zu harmonisieren.

Autonomie

Schulen muss Autonomie zugemutet werden, um das Erkenntnispotential der Lehrkräfte zu mobilisieren. Sie sind aufgefordert, einen Ideen- und Handlungsentwurf ihrer eigenen Schule zu entwickeln. Die Unterrichtsformen sollen so gestaltet sein, dass die Schüler ihre Person, ihr Können, ihr Handeln, ihre Leiblichkeit als Zusammenhang erleben können.

Diese Ziele sind nur mit funktionstüchtigen Sekretariaten zu gewährleisten. Diese müssen so ausgestattet sein, damit die Schulgemeinde in diesem Sinne arbeitsfähig ist. Ich werde das Pilotprojekt fortführen. Einen Qualitätsverlust wird es mit mir nicht geben.

ver.di – Vertrauensleutevorstand

Frage 1:

 Ja, mit jedem mir zur Verfügung stehenden Mittel. Da ich überregional keiner Organisation oder Partei angehöre, kann ich freier Kritik äußern. Das ist ähnlich, wie beim Thema Flughafenausbau. Die Mitgliedschaft des Oberbürgermeisters in einer Partei hat in der Vergangenheit auch nicht dazu geführt, dass die Einnahmeseite der Kommune durch eine Gemeindefinanzreform gestärkt wurde.

Frage 2:

Dort wo Verwaltung effizient und qualitativ hochwertig arbeitet besteht kein Reformdruck.

Frage 3:

Ja

Frage 4:

Diese Frage habe ich in den Einzelpunkten schon beantwortet. 

Frage 5:

Klares nein. Ich werde den Niedriglohnsektor nicht aufwerten.

ver.di - JVL

Damit die Stadt Rüsselsheim ihrer gesamtgesellschaftlichen Aufgabe gerecht wird und mit gutem Beispiel voran geht, muss die Stadt Rüsselsheim über den Bedarf hinaus ausbilden und für Praktikumplätze sorgen. Das Sammeln von Berufserfahrung möchte ich hierbei nicht ausklammern.

